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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Abgeordneten Georg Schmid, Dr. Man-
fred Weiß, Thomas Kreuzer, Christian Meißner, Petra 
Guttenberger, Ernst Weidenbusch und Fraktion (CSU), 

Markus Rinderspacher, Stefan Schuster, Harald Güller, 
Franz Schindler, Helga Schmitt-Bussinger, Johanna 
Werner-Muggendorfer und Fraktion (SPD), 

Hubert Aiwanger, Tanja Schweiger, Mannfred Pointner, 
Florian Streibl und Fraktion (FW), 

Thomas Hacker, Dr. Andreas Fischer, Tobias Thalham-
mer, Jörg Rohde, Thomas Dechant und Fraktion (FDP) 

Drs. 16/4971, 16/6088 

Gesetz zur parlamentarischen Kontrolle der Staatsre-
gierung hinsichtlich der Tätigkeit des Landesamts für 
Verfassungsschutz sowie hinsichtlich der Maßnahmen 
nach Art. 13 Abs. 3 bis 5 des Grundgesetzes (Parlamen-
tarisches Kontrollgremium-Gesetz – PKGG) 
 

Art. 1 
Kontrollrahmen 

(1) Dem Parlamentarischen Kontrollgremium obliegt die 
Kontrolle der Staatsregierung hinsichtlich der Tätigkeit des 
Landesamts für Verfassungsschutz; dies umfasst auch die 
Kontrolle gemäß Art. 6b Abs. 7 und Art. 6h des Bayeri-
schen Verfassungsschutzgesetzes (BayVSG) sowie gemäß 
Art. 3 des Ausführungsgesetzes Art. 10-Gesetz (AGG 10). 

(2) Das Parlamentarische Kontrollgremium übt die parla-
mentarische Kontrolle gemäß Art. 13 Abs. 6 Satz 3 des 
Grundgesetzes zum Vollzug der Maßnahmen nach Art. 13 
Abs. 3 bis 5 des Grundgesetzes nach Maßgabe von Art. 48a 
des Gesetzes zur Ausführung des Gerichtsverfassungsge-
setzes und von Verfahrensgesetzen des Bundes (AGGVG), 
Art. 34 Abs. 9 und Art. 34d Abs. 8 des Polizeiaufgabenge-
setzes (PAG) aus. 

(3) Die Rechte des Landtags und seiner Ausschüsse sowie 
der Kommission nach dem Ausführungsgesetz Art. 10-Ge-
setz bleiben unberührt. 

Art. 2 
Mitgliedschaft 

(1) 1Das Parlamentarische Kontrollgremium besteht aus sie-
ben Mitgliedern. 2Der Landtag wählt zu Beginn jeder neuen 
Wahlperiode aus seiner Mitte die Mitglieder des Parlamen-
tarischen Kontrollgremiums. 3Das Vorschlagsrecht steht 
den Fraktionen im Verhältnis ihrer Stärke zu. 4Das Verfah-
ren nach Sainte-Laguë/Schepers findet Anwendung. 5In 
gleicher Weise wird für jedes Mitglied ein stellvertretendes 
Mitglied gewählt. 6Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehr-
heit der Mitglieder des Landtags auf sich vereint.  

(2) 1Scheidet ein Mitglied aus dem Landtag oder seiner 
Fraktion aus oder wird es Mitglied der Staatsregierung, so 
verliert es seine Mitgliedschaft im Parlamentarischen Kon-
trollgremium; Art. 3 Abs. 3 bleibt unberührt. 2Für dieses 
Mitglied ist unverzüglich ein neues Mitglied zu wählen. 
3Das Gleiche gilt, wenn ein Mitglied aus dem Parlamentari-
schen Kontrollgremium ausscheidet. 4Für die stellvertreten-
den Mitglieder gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend.  

Art. 3 
Zusammentritt 

(1) 1Das Parlamentarische Kontrollgremium tritt mindes-
tens einmal im Vierteljahr zusammen. 2Es gibt sich eine 
Geschäftsordnung. 3Ihm obliegt die Wahl seines bzw. sei-
ner Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden. 

(2) Jedes Mitglied kann die Einberufung und die Unterrich-
tung des Parlamentarischen Kontrollgremiums verlangen. 

(3) Das Parlamentarische Kontrollgremium übt seine Tätig-
keit auch über das Ende einer Wahlperiode des Landtags 
hinaus so lange aus, bis der nachfolgende Landtag gemäß 
Art. 2 entschieden hat. 

Art. 4 
Pflicht der Staatsregierung zur Unterrichtung 

(1) 1Das Staatsministerium des Innern unterrichtet das Par-
lamentarische Kontrollgremium umfassend über die allge-
meine Tätigkeit des Landesamts für Verfassungsschutz und 
über Vorgänge von besonderer Bedeutung. 2Auf Verlangen 
des Parlamentarischen Kontrollgremiums hat die Staatsre-
gierung auch über sonstige Vorgänge zu berichten. 3Die 
politische Verantwortung der Staatsregierung für das Lan-
desamt für Verfassungsschutz bleibt unberührt. 

(2) 1Das Staatsministerium des Innern erstattet dem Parla-
mentarischen Kontrollgremium Bericht nach Maßgabe des 
Art. 3 des Gesetzes über die Aufgaben der G 10-Kommis-
sion im Bayerischen Landtag und zur Ausführung des Aus-
führungsgesetzes Art. 10-Gesetz, nach Maßgabe der Art. 6 
Abs. 1 und Art. 6h BayVSG. 2Art. 2 AGG 10 bleibt unbe-
rührt. 
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(3) 1Das Staatsministerium des Innern erstattet dem Parla-
mentarischen Kontrollgremium jährlich Bericht nach 
Art. 34 Abs. 9 und Art. 34d Abs. 8 PAG sowie Art. 6b 
Abs. 7 BayVSG. 2Die Berichterstattung nach diesen Vor-
schriften kann gesondert erfolgen. 

(4) Das Staatsministerium der Justiz und für Verbraucher-
schutz erstattet dem Parlamentarischen Kontrollgremium 
jährlich Bericht nach Art. 48a AGGVG. 

Art. 5 
Befugnisse des Kontrollgremiums 

(1) Das Parlamentarische Kontrollgremium kann von der 
Staatsregierung verlangen,  
1. im Rahmen der Unterrichtung der Staatsregierung 

Einsicht in Akten, Schriftstücke und Dateien des Lan-
desamts für Verfassungsschutz zu erhalten, 

2. im Rahmen der Unterrichtung der Staatsregierung Ein-
sicht in Akten, Schriftstücke und Dateien der Staatsre-
gierung zu erhalten, die die Tätigkeit des Landesamts 
für Verfassungsschutz betreffen, und 

3. Zutritt zu den Dienststellen des Landesamts für Verfas-
sungsschutz zu erhalten. 

(2) 1Das Parlamentarische Kontrollgremium kann nach Un-
terrichtung der Staatsregierung 
1. Angehörige des Landesamts für Verfassungsschutz, 
2. für die Tätigkeit des Landesamts für Verfassungsschutz 

zuständige Mitglieder der Staatsregierung und 
3. mit der Tätigkeit des Landesamts für Verfassungs-

schutz befasste Mitarbeiter von Mitgliedern der Staats-
regierung 

befragen. 2Die zu befragenden Personen sind verpflichtet, 
vollständige und wahrheitsgemäße Angaben zu machen. 

(3) Den Verlangen des Parlamentarischen Kontrollgremi-
ums hat die Staatsregierung unverzüglich zu entsprechen. 

Art. 6 
Umfang der Unterrichtungspflicht,  
Verweigerung der Unterrichtung 

(1) Die Verpflichtung der Staatsregierung nach Art. 4 
Abs. 1 und 2 und Art. 5 erstreckt sich nur auf Informationen 
und Gegenstände, die der Verfügungsberechtigung des Lan-
desamts für Verfassungsschutz unterliegen. 

(2) 1Soweit dies aus zwingenden Gründen des Nachrichten-
zugangs oder aus Gründen des Schutzes von Persönlich-
keitsrechten Dritter notwendig ist oder wenn der Kernbe-
reich der exekutiven Eigenverantwortung betroffen ist, 
kann die Staatsregierung sowohl die Unterrichtung nach 
Art. 4 als auch die Erfüllung von Verlangen nach Art. 5 
Abs. 1 und 2 verweigern sowie den in Art. 5 Abs. 2 genann-
ten Personen die Erteilung der Auskunft untersagen. 2Macht 
die Staatsregierung von diesen Rechten Gebrauch, so hat 
sie dies dem Parlamentarischen Kontrollgremium zu be-
gründen. 

Art. 7 
Beauftragung eines Sachverständigen 

(1) 1Das Parlamentarische Kontrollgremium kann mit der 
Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder nach Anhö-
rung der Staatsregierung im Einzelfall einen Sachverständi-
gen beauftragen, zur Wahrnehmung seiner Kontrollaufga-
ben Untersuchungen durchzuführen. 2Der Sachverständige 
hat dem Parlamentarischen Kontrollgremium über das Er-
gebnis seiner Untersuchungen zu berichten. 3Art. 5, 6 und 9 
Abs. 1 gelten entsprechend. 

(2) 1Das Parlamentarische Kontrollgremium kann mit 
Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder entscheiden, 
dass dem Landtag ein schriftlicher Bericht zu den Untersu-
chungen erstattet wird. 2Der Bericht hat den Gang des Ver-
fahrens, die ermittelten Tatsachen und das Ergebnis der 
Untersuchungen wiederzugeben. 3Art. 9 gilt entsprechend. 

(3) Der Bericht darf auch personenbezogene Daten enthal-
ten, soweit dies für eine nachvollziehbare Darstellung der 
Untersuchung und des Ergebnisses erforderlich ist und die 
Betroffenen entweder in die Veröffentlichung eingewilligt 
haben oder das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe 
gegenüber den Belangen der Betroffenen überwiegt. 

Art. 8 
Eingaben 

(1) 1Angehörigen des Landesamts für Verfassungsschutz ist 
es gestattet, sich in dienstlichen Angelegenheiten, jedoch 
nicht im eigenen oder im Interesse anderer Angehöriger 
dieser Behörde, ohne Einhaltung des Dienstweges unmit-
telbar an das Parlamentarische Kontrollgremium zu wen-
den. 2Eingaben sind zugleich an die Leitung des Lan-
desamts für Verfassungsschutz zu richten. 3Das Parlamenta-
rische Kontrollgremium übermittelt die Eingaben der 
Staatsregierung zur Stellungnahme. 

(2) An den Landtag gerichtete Eingaben von Bürgern und 
Bürgerinnen über ein sie betreffendes Verhalten des Lan-
desamts für Verfassungsschutz sind dem Parlamentarischen 
Kontrollgremium zur Kenntnis zu geben. 

Art. 9 
Geheime Beratungen,  

Bewertungen, Sondervoten 

(1) 1Die Beratungen des Parlamentarischen Kontrollgremi-
ums sind geheim. 2Die Mitglieder des Gremiums sind zur 
Geheimhaltung der Angelegenheiten verpflichtet, die ihnen 
bei ihrer Tätigkeit im Parlamentarischen Kontrollgremium 
bekannt geworden sind. 3Dies gilt auch für die Zeit nach 
ihrem Ausscheiden. 

(2) 1Abs. 1 gilt nicht für Bewertungen bestimmter Vorgän-
ge, wenn eine Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder 
des Parlamentarischen Kontrollgremiums ihre vorherige 
Zustimmung erteilt hat. 2In diesem Fall ist es jedem einzel-
nen Mitglied des Gremiums erlaubt, eine abweichende Be-
wertung (Sondervotum) zu veröffentlichen. 
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(3) Soweit für die Bewertung des Gremiums oder die Ab-
gabe von Sondervoten eine Sachverhaltsdarstellung erfor-
derlich ist, sind die Belange des Geheimschutzes zu beach-
ten. 

Art. 10 
Berichterstattung 

1Das Parlamentarische Kontrollgremium erstattet dem 
Landtag in der Mitte und am Ende jeder Wahlperiode Be-
richt über seine Kontrolltätigkeit. 2Dabei sind die Grundsät-
ze des Art. 9 Abs. 1 zu beachten. 

Art. 11 
Änderung des Bayerischen Verfassungsschutzgesetzes 

Das Bayerische Verfassungsschutzgesetz (BayVSG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. April 1997 (GVBl 
S. 70, BayRS 12-1-I), zuletzt geändert durch § 2 des Geset-
zes vom 27. Juli 2009 (GVBl S. 380), wird wie folgt geän-
dert: 

1. Art. 3 Abs. 1 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„4Über diese Richtlinien wird das Parlamentarische 
Kontrollgremium gemäß Art. 4 Abs. 1 Satz 1 des Par-
lamentarischen Kontrollgremium-Gesetzes (PKGG) un-
terrichtet.“ 

2. In Art. 4 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 werden die Worte 
„Satz 4“ durch die Worte „Satz 6“ ersetzt 

3. In Art. 6h Abs. 1 Satz 3 wird die Zahl „2“ durch die 
Zahl „9“ ersetzt.  

4. Art. 18 erhält folgende Fassung: 

„Art. 18 
Parlamentarisches Kontrollgremium 

Die parlamentarische Kontrolle der Staatsregierung 
hinsichtlich der Tätigkeit des Landesamts für Verfas-
sungsschutz erfolgt nach den Bestimmungen des Par-
lamentarischen Kontrollgremium-Gesetzes.“ 

 

Art. 12 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2011 in Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 2010 tritt das Gesetz zur 
parlamentarischen Kontrolle der Staatsregierung hinsicht-
lich der Maßnahmen nach Art. 13 Abs. 3 bis 5 des Grund-
gesetzes sowie der Tätigkeit des Landesamts für Verfas-
sungsschutz (Parlamentarisches Kontrollgremium-Gesetz – 
PKGG) vom 10. Februar 2000 (GVBl S. 40, BayRS 12-4-I), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Dezember 2008 
(GVBl S. 972), außer Kraft.      

Die Präsidentin  

I.V. 

Franz Maget 

II. Vizepräsident 
 


